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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Genehmigung zum Vorhaben Errichtung  
und Betrieb von neun Windenergieanlagen 

in 14823 Niemegk und Haseloff

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25. August 2026

Der Firma EE Haseloff GmbH & Co. KG, Dieselstraße  4 in 
25813 Husum wurde am 6.  Juli 2026 die Genehmigung nach 
§  16b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) er-
teilt, auf den Grundstücken in der Gemarkung Niemegk, Flur 11, 
Flurstück 223 sowie Gemarkung Haseloff, Flur 4 und 5, Flur-
stücke 19/2, 25, 26 und 15, 16, 17, 35, 37 neun Windenergie-
anlagen zu errichten und zu betreiben (Reg.-Nr. 60.084.Ä0/24/ 
1.6.2V/T11).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma EE Haseloff GmbH & Co. KG (im Folgenden: 
Antragstellerin), Dieselstraße 4, 25813 Husum wird die

Genehmigung

nach § 16b Abs. 1 BImSchG erteilt 15 bestehende WEA 
gegen neun leistungsstärkere WEA am Standort

Gemarkung:	 Niemegk
Flur:	 11
Flurstücke:	 223
sowie
Gemarkung:	 Haseloff
Flur:	 4 und 5
Flurstücke:	 9/2, 25, 26 und 15, 16, 17, 35, 37
Betriebsstättennummer:	 60693970000

in dem unter Ziffer  II. und III. beschriebenen Umfang 
und unter Beachtung der unter Ziffer IV. genannten In-
halts- und Nebenbestimmungen zu repowern.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Abs.  1 Satz  1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) und

-	 wasserrechtliche Entscheidung zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen im Sinne des § 62 Was- 
serhaushaltsgesetz (WHG).

3.	 Die Entscheidung zu Gebühren und Auslagen erfolgt mit 
gesondertem Bescheid.

[…]

VII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Dritten 
gegen die Zulassung einer WEA an Land mit einer Gesamthöhe 
von mehr als 50  Metern keine aufschiebende Wirkung. Der 
Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu 
begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen eine Zulassung der WEA an Land mit einer Gesamt-
höhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines Monats 
nach der Zustellung der Zulassung beim Oberverwaltungs-
gericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt und be-
gründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in 
der Zeit vom 27. August 2026 bis einschließlich 9. September 
2026 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Branden-
burg unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-west 
zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
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Genehmigung

nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, fünf Windkraftanlagen (WKA) am Standort 
17291 Schönfeld (Tabelle 1)

Tabelle 1: Standorte der geplanten WKA
Bezeichnung Gemarkung Flur Flurstücke
NF SS1 Schönfeld 1 5
NF SS2 Schönfeld 1 6
NF SS3 Schönfeld 1 45, 46
NF SS5 Schönfeld 1 17, 39, 42
NF SS6 Schönfeld 1 40, 41

in dem unter Ziffer  II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Berücksichtigung der unter 
Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu 
errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach §  13  BImSchG ins-
besondere folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 der Bran- 
denburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zulassung 
einer Abweichung gemäß §  67  BbgBO i.  V.  m. §  6 
BbgBO sowie eine Löschwasserzisterne (V = 96 m3) auf 
dem Grundstück in der Gemarkung Schönfeld, Flur 2, 
Flurstück 77,

-	 die denkmalrechtliche Erlaubnis gemäß § 9 Branden-
burgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) und

-	 die Ausnahmegenehmigung vom Anbauverbot ge-
mäß § 24 Abs. 1 Nr. 2 Brandenburgisches Straßen-
gesetz (BbgStrG) zur Errichtung von zwei WKA 
(WEA NF SS1 und SS2) über eine Direktzufahrt an 
der L252, Abs.  055, km 4,450 in Stationierungs-
richtung links und einer Löschwasserzisterne über 
eine Direktzufahrt an der L252, Abs. 055, km 3,520 
in Stationierungsrichtung rechts.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer 
Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt 
und begründet werden kann.“

satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  4 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West

Genehmigung zum Vorhaben Errichtung  
und Betrieb von fünf Windkraftanlagen 

in 17291 Schönfeld

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25. August 2026

Der Firma ENERTRAG SE, Gut Dauerthal in 17291 Schenken-
berg wurde am 27. März 2026 die Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf den 
Grundstücken in 17291 Schönfeld in der Gemarkung Schönfeld, 
Flur 1, Flurstücke 5, 6, 17, 39, 40, 41, 42, 45 und 46 fünf Wind-
kraftanlagen zu errichten und zu betreiben (Az.: G02124).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma ENERTRAG SE (im Folgenden: Antragstel-
lerin), Gut Dauerthal in 17291  Schenkenberg wird die
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Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Das Vorhaben unterlag den Bestimmungen nach § 6 des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in 
der Zeit vom 27. August 2026 bis einschließlich 9. September 
2026 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Branden-
burg unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost 
zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergie-
anlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG) 
vom 20.  Juli 2022 (BGBl.  I S.  1353), zuletzt geändert durch 
Artikel  4 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl.  2025 I 
Nr. 189)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung zum Vorhaben Errichtung  
und Betrieb von zwei Windkraftanlagen 

in 17291 Schönfeld

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25. August 2026

Der Firma ENERTRAG SE, Gut Dauerthal in 17291 Schenken-
berg wurde am 3.  Juli 2026 die Genehmigung nach §  4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf den 
Grundstücken in 17291 Schönfeld in der Gemarkung Schön-
feld, Flur 1, Flurstück 46 sowie Flur 3, Flurstück 88 zwei Wind-
kraftanlagen zu errichten und zu betreiben (Az.: G02224).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma ENERTRAG SE (im Folgenden: Antrag-
steller), Gut Dauerthal in 17291 Schenkenberg wird die

Genehmigung

nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, zwei  Windkraftanlagen (WKA) am Standort 
17291 Schönfeld

Tabelle 1: Standorte der geplanten WKA
Bezeichnung Gemarkung Flur Flurstücke
NF SS4 Schönfeld 1 46
NF NS6 Schönfeld 3 88

in dem unter Ziffer  II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Berücksichtigung der unter 
Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu 
errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach §  13  BImSchG ins-
besondere folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Abs.  1  Satz  1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zu-
lassung einer Abweichung gemäß §  67  BbgBO 
i. V. m. § 6 BbgBO sowie eine Löschwasserzisterne 
(V = 96 m3) auf dem Grundstück in der Gemarkung 
Malchow, Flur 2, Flurstück 355,

-	 die denkmalrechtliche Erlaubnis gemäß § 9 Branden-
burgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) und
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-	 die Ausnahmegenehmigung vom Anbauverbot gemäß 
§ 24 Abs. 1 Nr. 2 Brandenburgisches Straßengesetz 
(BbgStrG) zur Errichtung der WKA NF NS6 über 
eine Direktzufahrt an der L 252, Abs. 055, km 3,520 
in Stationierungsrichtung rechts.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer 
Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt 
und begründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in 
der Zeit vom 27. August 2026 bis einschließlich 9. September 
2026 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Branden-
burg unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost 
zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-

satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung zum Vorhaben Errichtung  
und Betrieb von vier Windkraftanlagen 

in 17291 Schönfeld

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25. August 2026

Der Firma ENERTRAG SE, Gut Dauerthal in 17291 Schenken-
berg wurde am 6.  Juli 2026 die Genehmigung nach §  4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf den 
Grundstücken in 17291 Schönfeld in der Gemarkung Schön-
feld, Flur  3, Flurstücke  13, 72, 85 und 121 vier Windkraft
anlagen zu errichten und zu betreiben (Az.: G03024).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma ENERTRAG SE (im Folgenden: Antrag-
steller), Gut Dauerthal in 17291 Schenkenberg wird die

Genehmigung

nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, vier Windkraftanlagen (WKA) des Typs Vestas 
V172-7,2 MW am Standort 17291 Schönfeld
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Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergie-
anlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG) 
vom 20.  Juli 2022 (BGBl.  I S.  1353), zuletzt geändert durch 
Artikel  4 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl.  2025 I 
Nr. 189)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Tabelle 1: Standorte der geplanten WKA
Bezeichnung Gemarkung Flur Flurstücke
NF SS1 Schönfeld 3 72
NF SS2 Schönfeld 3 13
NF SS3 Schönfeld 3 85
NF SS4 Schönfeld 3 121

in dem unter Ziffer  II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Berücksichtigung der unter 
Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu 
errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach §  13 BImSchG ins-
besondere folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Abs.  1 Satz  1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zu-
lassung einer Abweichung gemäß §  67 BbgBO 
i. V. m. § 6 BbgBO sowie zwei Löschwasserzisternen 
(V = 48 m3 bzw. 96 m3) auf den Grundstücken in der 
Gemarkung Schönfeld (BR), Flur  3, Flurstücke  32 
und 72 sowie

-	 die denkmalrechtliche Erlaubnis gemäß § 9 Branden-
burgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG).

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer 
Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt 
und begründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Das Vorhaben unterlag den Bestimmungen nach § 6 des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in 
der Zeit vom 27. August 2026 bis einschließlich 9. September 
2026 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Branden-
burg unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost zu-
gänglich gemacht.
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Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Ober-
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin ge-
stellt und begründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Vorbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in 
der Zeit vom 27. August 2026 bis einschließlich 9. September 
2026 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Branden-
burg unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-sued 
zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S.  1274), zuletzt geändert durch Artikel  3 des Gesetzes vom 
18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-

Vorbescheid zum Vorhaben Repowering durch  
Errichtung und Betrieb einer Windenergieanlage  

und Rückbau einer Windenergieanlage  
in 04895 Mühlberg/Elbe OT Brottewitz

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25. August 2026

Der Firma UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & Co. KG, 
Dr.-Eberle-Platz 1 in 01662 Meißen wurde am 3. Juli 2026 ein 
Vorbescheid nach § 9 Absatz 1a des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) für das Vorhaben Repowering durch Er-
richtung und Betrieb einer Windenergieanlage (WEA) und 
Rückbau einer Windenergieanlage auf dem Grundstück in der 
Gemarkung Brottewitz, Flur  2, Flurstück  25/9 zu folgenden 
Genehmigungsvoraussetzungen erteilt:

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & 
Co. KG wird der Vorbescheid nach § 9 BImSchG für das 
unter II. näher bezeichnete Vorhaben auf dem Grund-
stück:

Gemarkung: Brottewitz, Flur: 2, Flurstück: 25/9

über die folgenden Genehmigungsvoraussetzungen:

Feststellung 1
Die beantragte Windenergieanlage (WEA) ist bauplanungs-
rechtlich privilegiert zulässig im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB.

Feststellung 2
Der beantragten WEA stehen Darstellungen eines Flä- 
chennutzungsplans im Sinne des § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 
BauGB nicht entgegen.

Feststellung 3
Die beantragte WEA ist mit den Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung vereinbar.

erteilt.

2.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

[…]

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
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lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§  17 Abs.  1 i.  V. m. §  15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG)

3.	 Die Zustimmung nach §  14 Abs.  1 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) wird erteilt.

4.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

[…]

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer 
Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt 
und begründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in 
der Zeit vom 27. August 2026 bis einschließlich 9. September 
2026 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Branden-
burg unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-sued 
zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 

Genehmigung zum Vorhaben Repowering  
durch Errichtung und Betrieb  

von vier Windkraftanlagen  
in 15910 Schönwald OT Waldow/Brand

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25. August 2026

Der Firma NOTUS energy Plan GmbH & Co. KG, Parkstraße 1 
in 14469 Potsdam wurde am 16. Juni 2026 die Genehmigung 
nach § 16b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, auf dem Grundstück 15910 Schönwald OT Waldow/
Brand in der Gemarkung Waldow, Flur 2, Flurstück 570 sowie 
auf dem Flur 3, Flurstücke 263, 425 und 311 vier Windkraft
anlagen zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma der NOTUS energy Plan GmbH & Co. 
KG (im Folgenden: Antragstellerin), Parkstraße  1 in 
14469 Potsdam wird die Genehmigung erteilt, vier Wind-
kraftanlagen (WKA) durch Rückbau von fünf Bestands-
anlagen zu modernisieren (Repowering). Die vier neuen 
WKA des Typs Vestas V172 sind auf dem Grundstück 
in 15910 Schönwald OT Waldow/Brand, Gemarkung 
Waldow, Flur  2, Flurstück  570 sowie Flur  3, Flur-
stücke 263, 425 und 311 in dem unter Ziffer II. und III. 
dieser Entscheidung beschriebenen Umfang und unter 
Einhaltung der unter Ziffer  IV. genannten Inhalts- und 
Nebenbestimmungen zu errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach §  13 BImSchG ins-
besondere folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Abs.  1 Satz  1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zu-
lassung einer Abweichung gemäß §  67 BbgBO 
i.  V.  m. §  6 Abs.  5 BbgBO (Reduzierung der Ab-
standsflächen)
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Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Absatz 5 
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt 
und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma RWE Wind Onshore & PV Deutschland 
GmbH (im Folgenden: Antragstellerin), Lister Str. 10 in 
30163 Hannover wird die

	 Genehmigung

	 erteilt, drei WEA des Typs Nordex N163/6.X auf dem 
Grundstück

	 in 14913 Niedergörsdorf OT Malterhausen,
	 Gemarkung Malterhausen,
	 Flur 6, Flurstück 60/1, 98 und 55/2

	 in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter Zif-
fer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen (NB) 
zu errichten und nach Stilllegung gemäß NB IV/1.6 der  
3 WEA-Bestandsanlagen (siehe Tabelle 2) zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Abs.  1 Satz  1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit 11 Zu-
lassungen einer Abweichung von bauordnungsrecht-
lichen Vorschriften gemäß § 67 Abs.  1 i. V. m. §  6 
Abs.  5 BbgBO (Reduzierung der Abstandsflächen) 
und

-	 die Waldumwandlungsgenehmigung nach § 8 Abs. 1 
Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) im 
unter Abschnitt II.2. näher beschriebenen Umfang.

3.	 Die Zustimmung nach §  14 Abs.  1 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) wird erteilt. Dem Antrag auf Einsatz einer be-
darfsgesteuerten Nachtkennzeichnung für die hier in 
Rede stehenden WEA wird unter Vorbehalt der positiven 
Nachweisführung und entsprechender Freigabe der Ge-
meinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Branden-
burg stattgegeben.

4.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Ober-

Genehmigung zum Vorhaben  
Wesentliche Änderung von drei Windenergieanlagen  
am Standort 14913 Niedergörsdorf OT Malterhausen

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25. August 2026

Der Firma RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, Lis-
ter Straße 10 in 30163 Hannover wurde die Genehmigung nach 
§§ 16, 16b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
in Verbindung mit § 6 Absatz 1 des Windenergieflächenbedarfs-
gesetzes (WindBG) erteilt, drei Windenergieanlagen (WEA) 
des Typs ENERCON E40/6.44 in drei WEA vom Typ Nor-
dex N163-6.X, 7  MW Nennleistung, einer Gesamthöhe von 
245,5  m und 163 m Rotordurchmesser wesentlich zu ändern 
(Repowering).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:
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1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin ge-
stellt und begründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Inhalts- und Neben-
bestimmungen erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in 
der Zeit vom 27. August 2026 bis einschließlich 9. September 
2026 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Branden-
burg unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-sued 
zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Absatz 1 BImSchG haben Widerspruch und Klage 
eines Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine auf-
schiebende Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats 
nach seiner Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs oder der Anfechtungsklage gegen eine Zulassung der 
WKA an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern 
nach §  80 Absatz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung der 
Zulassung gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 

Wesentliche Änderung einer Abfallbehandlungsanlage 
in 14727 Premnitz

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25. August 2026

Die Firma Relux Rohstoffe GmbH & Co. KG, Brückenstraße 9 
in 32549 Bad Oeynhausen, beantragt die Genehmigung nach 
§  16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf 
dem Grundstück Arthur-Wilke-Straße 4 in 14727 Premnitz, 
Gemarkung Premnitz, Flur  1, Flurstücke  115/100, 617 und 
1179 eine Abfallbehandlungsanlage (Sortieranlage für Batterie-
gemische) wesentlich zu ändern.

Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Nr. 05 „Industriegebiet Premnitz - Fläche 13“ 3. Änderung der 
Stadt Premnitz auf einer als Industriegebiet ausgewiesenen Flä-
che und umfasst im Wesentlichen die Erhöhung der Behandlungs-
kapazität der Anlage zur sonstigen Behandlung und zeitweiligen 
Lagerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen, hier: 
Sortieranlage für haushaltsübliche Batteriegemische, von der-
zeit 29 t/d auf 70 t/d für gefährliche Abfälle und von 5 t/d auf 
10  t/d für nicht gefährliche Abfälle. Die Erhöhung der Durch-
satzleistung soll ausschließlich durch Optimierung der bereits 
installierten Anlagentechnik im Rahmen der genehmigten Be-
triebszeit erreicht werden. Die technische Ausstattung der Anlage 
bleibt unverändert. Bauliche oder anlagentechnische Änderungen 
sind nicht vorgesehen. Die beantragte Kapazitätserhöhung führt 
zu einem erhöhten Transportaufkommen von künftig bis zu je 
15 LkW/Tag für den Anliefer- und Abtransportverkehr. Die Be-
handlungsanlage für Primärbatterie ist nicht Gegenstand der 
Kapazitätserhöhung. Die genehmigte Durchsatzleistung von 
100 t/d für nicht gefährliche Abfälle bleibt unverändert. Eben-
so ergeben sich keine Änderungen hinsichtlich der genehmigten 
Lagermengen von Abfällen. Weiterhin erfolgt eine konsolidie-
rende Klarstellung der bislang nach § 15 BImSchG angezeigten 
und als unwesentliche Änderung zugelassenen Änderungen der 
Anlage mit diesem Verfahren. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.11.2.1 EG 
in Verbindung mit den Nummern 8.12.1.1 EG, 8.11.2.4 V und 
8.12.2 V des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen (4. BImSchV).

Das Vorhaben fällt gemäß §  3 der 4. BImSchV unter die 
Industrieemissionsrichtlinie.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im Monat Dezember 2026 
vorgesehen.
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Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder-
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 2.  September 
2026 bis einschließlich 1. Oktober 2026 auf der Internetseite 
des Landesamtes für Umwelt Brandenburg unter der Vor-
haben-ID G-60-2025-102 zugänglich gemacht: https://lfu.
brandenburg.de/info/genehmigungen-west.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Die veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten ins- 
besondere Angaben zu luftverunreinigenden Stoffen, insbeson- 
dere Stäube, zum Schallschutz, zur Störfallsicherheit und zum 
Explosionsschutz sowie zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 2. September 2026 bis einschließlich 2. No-
vember 2026 unter Angabe der Vorhaben-ID G-60-2025-102 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle West, Postfach 60 10 61 in 
14410 Potsdam erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für 
das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter:

https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, 
ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund 
dieser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Er-
örterungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 8.  Dezember 
2026 um 10 Uhr bei der Arbeitsförderungsgesellschaft 
Premnitz mbH, Fabrikenstraße 11 in 14727 Premnitz. Die-
ser Termin dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben er-
hobenen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung 
der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. 
Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, 
Gelegenheit gegeben, ihre Einwendungen gegenüber der Ge-
nehmigungsbehörde und dem Antragsteller zu erläutern. Kann 
die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird 
der Erörterungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht er-
hobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers 
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert 
werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu 
geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name 
und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht wer-
den, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Ge-
nehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  12 des Gesetzes vom 
22. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West

Genehmigung zum Vorhaben Errichtung 
und Betrieb von vier Windkraftanlagen 

am Standort 14959 Trebbin OT Großbeuthen

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25. August 2026

Der Firma VSB Windpark Kerzendorf GmbH Co. KG, Schwei-
zer Straße 3 a, 01069 Dresden wurde am 10.  Juni 2026 die  



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 33 vom 26. August 2026760

Genehmigung nach §  4 des Bundes-Immissionsschutzgeset
zes (BImSchG) unter der Vorhaben-ID Süd-G03224 erteilt, 
vier Windkraftanlagen auf den Grundstücken in 14959 Treb-
bin OT Großbeuthen, Gemarkung Großbeuthen, Flur 3, Flur-
stücke 20 und 54 zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma VSB Windpark Kerzendorf GmbH Co. KG 
(im Folgenden: Antragstellerin), Schweizer Straße 3 a, 
01069 Dresden wird die Genehmigung erteilt, vier An-
lagen zur Erzeugung von Windenergie (WKA) auf den 
Grundstücken in 14959 Trebbin OT Großbeuthen, Ge-
markung Großbeuthen, Flur 3, Flurstücke 20 und 54 im 
unter den Ziffern II und III beschriebenen Umfang und 
unter Einhaltung der unter Ziffer IV genannten Inhalts- 
und Nebenbestimmungen zu errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung schließt andere, diese Anlagen be-
treffende behördliche Entscheidungen im Rahmen des 
§ 13 BImSchG mit ein. Dabei handelt es sich um:

-	 die Baugenehmigung nach § 72 Absatz 1 der Bran
denburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zulassung 
der Abweichungen gemäß § 67 BbgBO (Reduzierung 
der Abstandsflächen der WKA mit den Bezeichnungen 
KEE 01, KEE 02, KEE 03 und KEE 04 auf die Tiefe 
der jeweiligen Radien der kreisförmigen vom Rotor 
überstrichenen Fläche auf einen Radius von Ra = 
86,53 m),

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§ 17 Absatz 1 i. V. m. § 15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) und

-	 die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis gemäß §  9 
Absatz 2 Nummer 2 Gesetz über den Schutz und die 
Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (Branden-
burgisches Denkmalschutzgesetz - BbgDSchG) zur 
Veränderung von Bodendenkmalen für die Fläche des 
Standortes der WKA mit der Bezeichnung KEE 03 
(Gemarkung Großbeuthen, Flur 3, Flurstück 54), die 
zugehörige Kranstellfläche und den Montageplatz.

3.	 Die Zustimmung gemäß § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
wird erteilt.

4.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

5.	 Für diese Entscheidung wird eine Verwaltungsgebühr in 
Höhe von […] festgesetzt. […]

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam (Postfach 60 10 61, 14410 Potsdam; Telefax: 033201 
442-662) erhoben werden. Der Widerspruch eines Dritten ist 
binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu begründen. Der 
Widerspruch eines Dritten gegen die Zulassung der WKA hat 
keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag eines Dritten auf An-

ordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs gegen 
die Zulassung der WKA nach §  80 Absatz  5 Satz  1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats 
nach der Zustellung der Zulassung beim Oberverwaltungs-
gericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt und be-
gründet werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in 
der Zeit vom 27. August 2026 bis einschließlich 9.  September 
2026 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Branden-
burg unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-sued 
unter der Vorhaben-ID Süd-G03224 zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam (Postfach 60 10 61, 14410 Potsdam; Tele- 
fax: 033201 442-662) erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung der Windkraftanlagen an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windkraftanlagen an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs- 
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt 
oder wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk ein-
getragen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im 
Termin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten an-
melden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der An-
tragsteller bzw. Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst 
bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt 
und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch 
des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit 
die Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einst-
weilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 
Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das 
Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten 
Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Datum Uhrzeit Raum Ort
Mittwoch,
14.10.2026

10:00 Uhr 302,  
Sitzungssaal

Amtsgericht
Frankfurt (Oder),
Müllroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder)

öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Wendisch Rietz
Miteigentumsanteil verbunden mit Sondereigentum

ME-Anteil Sondereigentums-Art Blatt
20/100 Wohnung im Erdgeschoss rechts, Nr. 58 a 

laut Aufteilungsplan
1579,

BV lfd.
Nr. 1

an Grundstück

Gemarkung Flur,
Flurstück

Wirtschaftsart
und Lage

m2

Wendisch Rietz Flur 2,  
Flurstück 1296

Gebäude- und Freifläche, 
Am Schilfhaus 59

493

Wendisch Rietz Flur 2,  
Flurstück 1297

Gebäude- und Freifläche, 
Am Schilfhaus 58

448

Zusatz: verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung 
im Erdgeschoss rechts, Nr. 58 a laut Aufteilungsplan.
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein besonderes Grundbuch an-
gelegt (Blätter 1579 bis 1582).
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den 
anderen Miteigentumsanteilen gehörenden Sondereigentums-
rechte beschränkt.

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
in einem 2 1/2-geschossigen Ferienhaus mit 4 Nutzungsein-
heiten befindliche Wohnung mit einer Größe von 71 m2 be-
stehend aus Flur, Wohn-/Schlafraum mit der Terrasse und inte- 
grierter Küchenzeile, 2 Schlafzimmern, Bad mit Sauna (tempo-
rär als Ferienwohnung vermietet)
Postanschrift: Schilfhaus 58/59, 15864 Wendisch Rietz

Verkehrswert:  278.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 09.12.2024 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 92/24

kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 

1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd
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Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Datum Uhrzeit Raum Ort
Donnerstag,
15.10.2026

10:00 Uhr 302, 
Sitzungssaal

Amtsgericht
Frankfurt (Oder),
Müllroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder)

öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Frankfurt (Oder)

Gemarkung Flur,
Flurstück

Wirtschaftsart
und Lage

m2 Blatt

Frankfurt (Oder) Flur 28, 
Flurstück 35

Unland, 
Schulstraße

357 12466,
BV lfd.
Nr. 11

Lage: Schulstraße, 15230 Frankfurt (Oder)
Nutzung: unbebaut

Verkehrswert:  30.500,00 EUR

Der Zuschlag wurde in einem früheren Versteigerungstermin 
aus den Gründen des § 85a ZVG versagt mit der Folge, dass die 
Wertgrenzen weggefallen sind.
Der Versteigerungsvermerk ist am 17.01.2022 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 108/21



763Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 33 vom 26. August 2026



764 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 33 vom 26. August 2026

Amtsblatt für Brandenburg

Herausgeber: Ministerium der Justiz und für Digitalisierung des Landes Brandenburg,  
Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0. 

Der Bezugspreis beträgt jährlich 75,00 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einweisung kann jederzeit erfolgen. 
Die Berechnung erfolgt im Namen und für Rechnung des Ministeriums der Justiz und für Digitalisierung des Landes Brandenburg. 

Die Kündigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulässig; sie muss bis spätestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein. 
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Änderungswünsche und sonstige Anforderungen  

sind an die Wolters Kluwer Deutschland GmbH zu richten. 
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Wolters-Kluwer-Straße 1, 50354 Hürth, www.wolterskluwer.de,  

Kundenservice: Telefon 02233 3760 7201, Fax 02233 3760 7202, E-Mail: info-wkd@wolterskluwer.com.

Das Amtsblatt für Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Veröffentlichungsblätter [ab 1998]), 
seit 1. Januar 2007 auch mit sämtlichen Bekanntmachungen (außer Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.
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